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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Bea Heim (sp, SO) forderte 2017 den Bundesrat mittels Postulat auf, zusammen mit den
Kantonen und den zuständigen Institutionen einen Bericht zur Digitalisierung im
Gesundheitswesen zu erstellen. Die Politik bezüglich E-Health-Strategie sei bis anhin
primär durch Themen wie das elektronische Patientendossier geprägt gewesen. Künftig
werde die Digitalisierung allerdings «noch viel mehr in der Gesundheitsversorgung
verändern», wobei dem Nutzen für die Versicherten sowie den Bedürfnissen der
Patientinnen und Patienten eine zentrale Position zukommen sollte. Daher forderte die
Postulantin, im Bericht einerseits die mit der Digitalisierung verbundenen Chancen,
aber auch Risiken für die Qualität im Gesundheitswesen aufzuzeigen und andererseits
anhand einer digitalen Gesundheitsagenda, welche einem Massnahmenplan entspricht,
Aufgabenzuständigkeiten zu beschreiben. Durch die digitale Gesundheitsagenda sollten
auf diese Weise unter anderem folgende Ziele erreicht werden: die Optimierung der
Behandlungsqualität; das Ausschöpfen des durch die Digitalisierung ermöglichten
Potentials für die Versorgung von chronisch Kranken, Gehbehinderten sowie älteren
Patientinnen und Patienten; die Stärkung der medizinischen Versorgung in ländlichen
Regionen wie auch die Kostenentlastung des Gesamtsystems. 
Der Bundesrat stimmte dem Anliegen der Postulantin in seiner Stellungnahme zu und
erklärte, man werde die im Vorstoss geforderten Schritte im Rahmen der Erarbeitung
der Strategie E-Health 2.0 prüfen. Stillschweigend nahm der Nationalrat das Postulat in
der Herbstsession 2017 an. 1

POSTULAT
DATUM: 29.09.2017
JOËLLE SCHNEUWLY

Die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates (SGK-NR)
forderte den Bundesrat mittels Motion dazu auf, zusammen mit den Kantonen, den
Krankenkassen, Gesundheitsfachpersonen sowie Patientenorganisationen und der
Stiftung Patientensicherheit betreffend Schadensprävention und Umgang mit Schäden
bei medizinischen Behandlungen Schritte zu unternehmen. So solle die Entwicklung
einer «Sicherheits- und Fehlerlernkultur», welche mit Regressmöglichkeiten und einer
durch die Behandlungstransparenz ermöglichten Vereinfachung der Beweissituation
gekoppelt ist, gestärkt werden. Weitere Forderungen bestanden in der Optimierung des
Medizinal-Haftpflichtrechts und der Klärung von Fragen bezüglich des Haftungsrechtes
auf Bundes- und Kantonsebene.
In der Nationalratsdebatte erklärte Bea Heim (sp, SO) für die Kommission, dass die
Kommissionsmotion auf die parlamentarische Initiative Giezendanner (svp, AG)
zurückzuführen sei (Pa.Iv. 16.468). Diese wurde eingereicht, weil der Initiant der
Auffassung war, das Bundesratsgeschäft «KVG. Stärkung von Qualität und
Wirtschaftlichkeit» beziehe keine Position zum Thema «Rückforderung von Kosten aus
Behandlungsfehlern» ein. Da es neben der Vermeidung unnötiger Kosten insbesondere
um den Patientinnen- und Patientenschutz gehe, sehe auch die SGK-NR einen
unbestrittenen Handlungsbedarf, so Heim. Jedoch werfe Giezendanners Vorstoss viele
Fragen auf, unter anderem betreffend Sicherheit und Rechte der Patientinnen und
Patienten, Haftungsrecht und Nachweisbarkeit von Behandlungsfehlern. Daher habe die
Kommission mit 22 zu 0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) beschlossen, eine
Kommissionsmotion einzureichen, worauf Giezendanner seine parlamentarische
Initiative zurückgezogen hatte.
Alain Berset führte aus, was bereits in der im März 2018 publizierten Stellungnahme des
Bundesrates geschrieben worden war: Auch für den Bundesrat sei es wichtig, die
Schadensprävention und die Patientensicherheit zu stärken, jedoch stehe dabei «der
Handlungsbedarf im Bereich der Qualitätsentwicklung» im Zentrum. So wolle man
präventive Massnahmen aufseiten der Leistungserbringer unterstützen, weil man der
Meinung sei, dass eine «sich aus der Transparenz ergebende, selbstmotivierte
Qualitätsentwicklung» effektiver sei als die auf Schadenausgleich abzielenden
Erleichterungen im Regress- sowie im Haftpflichtrecht. Zudem habe das Geschäft
«KVG. Stärkung von Qualität und Wirtschaftlichkeit» vom Nationalrat Unterstützung
erfahren, müsse allerdings noch vom Ständerat diskutiert werden. Daher erscheine es
dem Bundesrat zurzeit nicht angemessen, die in der Kommissionsmotion
beschriebenen Massnahmen umzusetzen. Vielmehr gelte es nun, die Diskussion über
besagtes Bundesratsgeschäft abzuwarten. Folglich empfehle er, den Vorstoss

MOTION
DATUM: 19.09.2018
JOËLLE SCHNEUWLY
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abzulehnen.
Die grosse Kammer schenkte den Argumenten Bersets jedoch kein Gehör und
unterstützte die Haltung ihrer Kommission, indem sie die Motion mit 178 zu 1 Stimmen
(bei 0 Enthaltungen) annahm. 2

Medikamente

Im März 2017 reichte Bea Heim (sp, SO) zwei Motionen zur Mittel- und Gegenständeliste
(MiGeL) ein. Ihr Hauptanliegen war es, die Kosten dieser Produkte zu reduzieren, wofür
sie unter anderem eine Vergütungspflicht für im Ausland eingekaufte Artikel beantragte.
Zwar werde die MiGeL-Liste aufgrund der veralteten und zu hohen
Höchstvergütungsbeträge (HVB) vollständig revidiert, zukünftig brauche es aber eine
«kontinuierliche Überwachung der Marktpreise der (...) MiGeL-Produkte und eine
entsprechend systematische Anpassung der Höchstvergütungsbeträge», argumentierte
die Motionärin. Mögliche Instrumente dazu seien transparent deklarierte oder verfügte
Höchstfabrikabgabepreise, die Festlegung von Höchstvertriebsmargen oder
periodische Auslandpreisvergleiche auf der Basis eines Länderkorbes, wie sie bei
Medikamenten oder Arzneimitteln teilweise bereits vorlägen. Der Bundesrat betonte
die Sonderstellung der MiGeL-Produkte: Sie seien sehr vielfältig bezüglich Anwendung,
medizinischem Nutzen, auf dem Markt vorhandenen Ausstattungen und
Qualitätsniveaus. Sie würden häufig angepasst und über zahlreiche verschiedene
Absatzkanäle und Abgabestellen verkauft. Daher gebe es – anders als zum Beispiel bei
Medikamenten oder Arzneimitteln – bei den MiGeL-Produkten keine behördliche
Preisfestsetzung im Einzelfall oder vertragliche Tarifvereinbarung, stattdessen würden
unter Berücksichtigung eines behördlich festgelegten Höchstvergütungsbetrags die
Marktpreise vergütet. Dies erachte die WEKO als geeignetes System, um das Preis-
Leistungs-Verhältnis der MiGeL-Produkte zu verbessern, sofern die HVB regelmässig
aktualisiert würden, erklärte der Bundesrat. Dass eine regelmässige, systematische
Überprüfung nötig sei, bestätigte der Bundesrat; entsprechende Bemühungen seien
aber mit der umfassenden Revision und einem Teilprojekt zur Entwicklung eines
Systems der periodischen Überprüfung bereits am Laufen und sollten bis ins Jahr 2019
abgeschlossen sein. 

In der Frühjahrssession 2018 behandelte der Nationalrat die Motion. Bea Heim liess die
Ankündigungen des Bundesrates bezüglich einer Lösung des Problems nicht gelten:
Dies verspreche er dem Parlament schon seit dem Jahr 2005. Eine Annahme der
Motion solle nun dem Bundesrat verdeutlichen, dass es diese Revision brauche und
dass er «dranbleiben» solle. Gesundheitsminister Berset verwies in der Folge konkret
auf die seit August 2016 alle sechs Monate in Kraft tretenden Änderungen. Den Vorwurf
der Untätigkeit bestritt er, indem er darauf hinwies, dass die MiGeL-Produkte 1.7
Prozent der Kosten der OKP ausmachten und sich der Bundesrat daher zuerst um die
Medikamentenpreise, die 15 bis 20 Prozent der Kosten verursachten, habe kümmern
wollen. Dennoch nahm der Nationalrat die Motion mit 161 zu 29 Stimmen bei 2
Enthaltungen an; lediglich einen Grossteil der FDP-Fraktion konnte der Bundesrat
überzeugen. 3

MOTION
DATUM: 07.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im Mai 2017 reichte Bea Heim (sp, SO) eine Motion ein, mit der sie dafür sorgen wollte,
dass Eltern Schuldner der nichtbezahlten Krankenkassenprämien ihrer Kinder
bleiben, auch wenn Letztere volljährig werden. Gemäss einem Urteil des
Bundesgerichts aus dem Jahr 2008 (9C_660/2007) müssten zwar die Eltern die
Prämien ihrer Kinder bezahlen, Schuldner seien aber die Kinder, wodurch diese bei
Erreichen der Volljährigkeit für die versäumten Prämien betrieben werden können.
Solche Betreibungen könnten jungen Erwachsenen den Einstieg ins Berufsleben
erschweren oder diesen je nach Berufswunsch – etwa als Treuhänderin oder
Rechtsanwalt – gar verhindern, betonte die Motionärin. 
In seiner Stellungnahme präzisierte der Bundesrat die Situation gemäss dem
Bundesgerichtsurteil: Da die Eltern die OKP im Namen ihrer Kinder abschlössen, seien
Letztere Prämienschuldner; die Eltern hafteten jedoch solidarisch mit ihren Kindern.
Der Bundesrat erklärte, er sehe keine «zweckmässige Massnahme», wie das Ziel der
Motionärin erreicht werden könne. So habe das Parlament im Rahmen der
parlamentarischen Initiative Humbel (cvp, AG; Pa.Iv. 10.407) darauf verzichtet, die

MOTION
DATUM: 04.05.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Individualprämien durch Familienprämien zu ersetzen, mit denen dieses Problem hätte
umgangen werden können. Würde aber den Versicherern untersagt, Versicherte für
Prämienschulden, die entstanden sind, als sie minderjährig waren, zu belangen, würden
die Versicherer gegenüber anderen Gläubigern, zum Beispiel gegenüber Verkäufern von
Konsumgütern, benachteiligt. Dies widerspreche der Bevorzugung der
Prämienforderungen durch die Krankenkassen gegenüber anderen Gläubigern bei
Konkursen. In der Zwischenzeit habe – so der Bundesrat weiter – die direkte
Auszahlung der Prämienverbilligungen an die Versicherer das Problem deutlich
entschärft. Zudem habe das BAG die Krankenversicherer angewiesen, in solchen Fällen
zukünftig «primär auf die Eltern zurückzugreifen». 4

Erich Ettlin (cvp, OW; Mo. 16.3988) und Christian Lohr (cvp, TG; Mo. 16.3948) reichten in
beiden Räten gleichlautende Motionen für eine Einführung einer Vergütungspflicht bei
im Ausland freiwillig bezogenen OKP-Leistungen ein. Bedingungen für eine
entsprechende Vergütung sollten eine ärztliche Verschreibung, tiefere Auslandpreise
und ein freiwilliger Entscheid für einen Einkauf im Ausland durch die Patientinnen und
Patienten sein. Da Spital- und Arztbehandlungen wegen der Marktabschottung in der
Schweiz deutlich teurer seien als im Ausland – Generika und Blutzuckermessstreifen
sind gemäss einer Santésuisse-Studie doppelt so teuer wie im Ausland –, sollten
Personen, die freiwillig ihre Medikamente im Ausland bezögen und damit einen Beitrag
zur Kostensenkung leisteten, nicht durch eine Verweigerung der Vergütung bestraft
werden. 
Im Rahmen der Motion Heim (sp, SO; Mo. 16.3169) prüfe er bereits, ob eine
entsprechende Regelung für MiGeL-Produkte unter gewissen Voraussetzungen sinnvoll
sein könne, erklärte der Bundesrat. Diese Überprüfung könne er auf Arzneimittel
ausweiten. Eine weitere Öffnung des Territorialitätsprinzips für Arzt- und Spitalbesuche
lehnte er hingegen ab. Die steigenden Kosten für ambulante Behandlungen entstünden
nicht in erster Linie durch die hohen Tarife, sondern durch die Mengenausweitung.
Diese würde aber durch eine Regelung, wie sie die Motionäre vorsahen, allenfalls noch
verstärkt. Zudem könnten die Leistungsanbietenden im Ausland nicht auf die für die
Vergütung durch die OKP notwendigen Qualitätsvoraussetzungen überprüft werden. 
Nachdem der Ständerat die Motion Ettlin im März 2017 der SGK-SR zur Vorberatung
zugewiesen hatte, empfahl diese im November desselben Jahres deren Ablehnung.
Nach Vorliegen des Berichts der Expertenkommission wolle man der Prioritätensetzung
des Bundesrates im Rahmen des ersten Massnahmenpakets zur Kostendämpfung nicht
vorgreifen und einzelne Massnahmen bevorzugen. Dieser Argumentation folgte der
Ständerat in der Wintersession 2017 mit 25 zu 16 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und
lehnte die Motion Ettlin ab. 
Die Motion Lohr wurde Ende 2018 abgeschrieben, nachdem sie während zwei Jahren
nicht behandelt worden war. 5

MOTION
DATUM: 29.11.2017
ANJA HEIDELBERGER

Eine Vergütungspflicht für im Ausland eingekaufte medizinische Mittel und
Gegenstände wollte Bea Heim (sp, SO) im März 2016 mittels einer Motion erreichen.
Voraussetzung für eine Rückerstattung sollte ein Arztrezept sein. Aufgrund der hohen
Preise in der Schweiz würden viele Patientinnen und Patienten im Ausland Artikel der
MiGeL einkaufen, könnten diese aber nicht immer über die Krankenkasse abrechnen.
Eine solche Regelung könne dazu beitragen, dass die zum Teil erheblich überhöhten
Preise in der Schweiz gesenkt würden. Dem entgegnete der Bundesrat, dass die OKP
dem Territorialprinzip folge und somit prinzipiell nur in der Schweiz erbrachte
Leistungen übernommen würden. Ausnahmen dazu gebe es lediglich bei in der Schweiz
nicht möglichen Behandlungen, Notfällen sowie bei befristeten, durch das EDI zu
bewilligenden Pilotprojekten. Die MiGeL-Produkte könnten zwar ohne ärztliche Hilfe
von den Patientinnen und Patienten verwendet werden, jedoch seien dadurch
Serviceleistungen wie Beratung, Instruktion und Anpassung durch die Abgabestelle
entscheidend, führte der Bundesrat weiter aus. Diese könnten bei einem Erwerb im
Ausland nicht gewährleistet werden. Es sei jedoch möglich, die Preisunterschiede im
Rahmen der Revision der MiGeL durch eine stärkere Gewichtung der Auslandpreise bei
Artikeln ohne grossen Instruktionsbedarf zu reduzieren. Die Motion lehne er hingegen
ab. 

In der Frühjahrssession 2018 behandelte der Nationalrat die Motion im Anschluss an die
zweite Motion von Bea Heim zur MiGeL, die eine systematische Anpassung der
Höchstvergütungsbeträge forderte. Heim betonte, dass sie Betroffene seit 2005 mit
laufenden Bemühungen des Bundes vertröste, bisher aber noch nicht viel passiert sei.

MOTION
DATUM: 07.03.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Noch immer müsse die OKP bis zu 146 Prozent höhere Preise bezahlen als im Ausland,
zum Beispiel für Windeln in Heimen. Zumindest für Artikel, die keine individuellen
Anpassungen nötig machten, müsse endlich eine Lösung gefunden werden. Da der
Bundesrat Handlungsbedarf sehe, bat sie die grosse Kammer um Annahme der Motion,
damit „nicht nur geprüft, sondern auch gehandelt" werde. Dieser Aufruf fand grossen
Anklang, der Nationalrat stimmte der Motion mit 181 zu 7 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
aussergewöhnlich deutlich zu. 6

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Selon le député Raymond Clottu (udc, NE) les coûts engendrés par les personnes
requérantes d'asile et sans-papiers dans le domaine de la santé seraient supérieurs à
ceux du reste de la population. Il tient cette information de différentes sources,
principalement du personnel de santé et des assureurs maladie. L'agrarien exige donc
du Conseil fédéral un rapport «lisible avec un maximum de 10 pages» sur le coût des
requérants d'asile et des sans-papiers en matière de santé. 
Le ministre de l'Intérieur Alain Berset, représentant le Conseil fédéral, s'oppose à ce
postulat pour diverses raisons. Premièrement, un tel rapport existe déjà. Il avait été
publié en mars 2011 en réponse au postulat Heim 09.3484. Le socialiste précise en
outre que des statistiques sur les coûts engendrés par les personnes sans-papiers sont
extrêmement difficiles à établir, notamment en raison du nombre vraisemblablement
important d'entre elles qui ne sont pas assurées et de la situation de clandestinité dans
laquelle elles doivent vivre. Cependant, les chiffres concernant les personnes requérant
l'asile sont connus: si les dépenses moyennes, par personne, de cette catégorie de la
population sont effectivement plus hautes de 8,8%, elles ne représentent au total que
0.67% des coûts totaux à la charge de l'assurance obligatoire des soins. 
Le postulat a été rejeté par 97 voix contre 87 (provenant de l'UDC, du PLR et du PDC) et
4 abstentions. 7

POSTULAT
DATUM: 19.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

1) AB NR, 2017, S. 1688
2) AB NR, 2018, S. 1440
3) AB 2018, NR, S. 277 f.
4) Bundesgerichtsurteil 9C_660_2007; Mo. 17.3323
5) AB SR, 2017, S. 223 (Mo. 17.3988); AB SR, 2017, S. 808 ff.; Bericht SGK-SR vom 13.11.17; Mo. 16.3948
6) AB NR, 2018, S. 278 f.
7) BO CN, 2018, p. 1462
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